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Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der Stadt Erlangen 

vom 16.02.2023 / In Kraft getreten am 03.03.2023 

(Die amtlichen Seiten Nr. 5/2023 vom 02.03.2023) 

Die Stadt Erlangen erlässt aufgrund der Art. 2 Abs. 1, Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 10. Dezember 2021 (GVBl. S. 638) und des Art. 20 des Kostengesetzes (KG) vom 20. Februar 1998 (GVBl. 

S. 43, BayRS 2013-1-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. August 2022 (GVBl. S. 414) folgende Satzung: 

I. Kanalbaubeitrag 

§ 1 Beitragserhebung 

1Die Stadt Erlangen erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungsanlage einen 

Beitrag. 2Das Einrichtungsgebiet der Entwässerungsanlage ergibt sich aus § 1 EWS. 

§ 2 Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare sowie für solche 

Grundstücke erhoben, bei denen außer Niederschlagswasser weiteres Abwasser anfällt oder bei denen die 

oberirdische Ableitung des Niederschlagswassers ungenügend ist oder Missstände zur Folge hat, wenn 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungsanlage besteht, oder 

2. sie an die Entwässerungsanlage tatsächlich angeschlossen sind, oder 

3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungsanlage angeschlossen werden. 

§ 3 Entstehen der Beitragsschuld 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 

a) § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungsanlage angeschlossen werden kann, 

b) § 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungsanlage angeschlossen ist, 

c) § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung. 

2Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser 

Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2) Bei Grundstücken im Außenbereich und bei genehmigungsfreien Baumaßnahmen entsteht die Beitrags-

schuld mit der Bezugsfertigkeit. 

(3) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstückes vorgenommen, die 

beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 
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§ 4 Beitragsschuldner 

1Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstückes oder 

Erbbauberechtigter ist. 2Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum 

sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflich-

tig. 

§ 5 Beitragsmaßstab 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der zulässigen Geschossfläche berechnet. 2Die auf die 

zulässige Geschossfläche anzurechnende Geschossfläche bestimmt sich nach den Vorschriften der Baunut-

zungsverordnung (BauNVO). 3Kellergeschosse werden hierbei insoweit berücksichtigt, soweit sie Vollge-

schosse i. S. d. Baurechts sind. 4Ist das Kellergeschoss kein Vollgeschoss i. S. d. Baurechts, so sind die Flä-

chen von Aufenthaltsräumen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich 

ihrer Umfassungswände anzurechnen (mit Ausnahme des Bereichs nach Abs. 8). 5Dachgeschosse werden 

nur berücksichtigt, soweit sie ausgebaut sind. 6In unbeplanten Gebieten wird die Grundstücksfläche bis zu 

einer Tiefe von 35 m herangezogen. 7Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken ist die Begrenzung auf alle 

Seiten, zu denen das Grundstück die Möglichkeit des Anschlusses an die öffentliche Entwässerungseinrich-

tung hat, zu beziehen. 8Reichen die Bebauung bzw. die gewerbliche Nutzung über die Begrenzung nach 

Satz 6 hinaus oder näher als 10 m an diese Begrenzung heran, so ist die Begrenzung 10 m hinter dem Ende 

der Bebauung bzw. gewerblichen Nutzung anzusetzen. 

(2) 1Die zulässige Geschossfläche bestimmt sich, wenn ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan besteht, nach 

dessen Festsetzungen. 2Ist darin eine Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) festgelegt, so errechnet sich die 

Geschossfläche für die Grundstücke durch Vervielfachung der jeweiligen Grundstücksfläche mit der im Be-

bauungsplan festgesetzten Geschossflächenzahl. 3Ist im Bebauungsplan eine Baumassenzahl (§ 21 

BauNVO) festgesetzt, so ergibt sich die Geschossflächenzahl aus der Vervielfachung der jeweiligen Grund-

stücksfläche mit der Baumassenzahl, geteilt durch 3,5. 4Sind im Bebauungsplan eine Grundflächenzahl (§ 

19 Abs. 1 BauNVO) und eine Wandhöhe festgelegt, so ergibt sich die Geschossfläche aus der Vervielfachung 

der jeweiligen Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl multipliziert mit der Wandhöhe, geteilt durch 

3,5. 5Sind im rechtsverbindlichen Bebauungsplan eine Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen (§ 19 

Abs. 2 BauNVO) und eine Wandhöhe festgesetzt, so ergibt sich die Geschossfläche aus der Vervielfachung 

der jeweiligen Grundfläche mit der Wandhöhe geteilt durch 3,5. 6Ist aufgrund einer Ausnahme oder Befrei-

ung im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld eine größere Geschossfläche zugelassen, so ist diese 

zugrunde zu legen. 7Ist im Einzelfall nur eine geringere Geschossfläche zulässig, so ist diese maßgebend. 
8Ist jedoch im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld eine größere Geschossfläche vorhanden, so ist 

diese zugrunde zu legen. 

(3) 1Die zulässige Geschossfläche ist nach dem Stand der Planungsarbeiten zu ermitteln, wenn für das Grund-

stück zwar die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen, die zulässige Geschossfläche aber noch 

nicht festgelegt ist. 2Abs. 2 Sätze 6 bis 8 gelten entsprechend. 

(4) 1Die zulässige Geschossfläche ist zu ermitteln nach der für vergleichbare Baugebiete in der Stadt festgesetz-

ten Nutzungsziffer, wenn 

a) in einem aufgestellten Bebauungsplan das zulässige Maß der Nutzung nicht festgesetzt ist oder 

b) sich aus einem in Aufstellung begriffenen Baubauungsplan die zulässige Geschossfläche nicht hinrei-

chend sicher entnehmen lässt oder 

c) in einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan das zulässige Maß der Nutzung nicht festgesetzt 

werden soll oder 

d) ein Bebauungsplan weder in Aufstellung begriffen noch vorhanden ist. 

²Absatz 2 Sätze 6 bis 8 gelten entsprechend. 
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(5) 1Fehlt es an vergleichbaren Baugebieten, ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus der durchschnittli-

chen Geschossflächenzahl, die nach § 34 BauGB aus der in der Umgebung vorhandenen Bebauung ermit-

telt wird; § 17 und § 20 BauNVO gelten entsprechend. 2Absatz 2 Sätze 6 bis 8 gelten entsprechend. 

(6) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als zulässige Ge-

schossfläche ¼ der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf einem Grundstück die 

zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat. 

(7) 1Die Geschossfläche der auf dem heranzuziehenden Grundstück vorhandenen Gebäude oder selbstständi-

gen Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserab-

leitung auslösen, oder die nicht angeschlossen werden dürfen, wird von der für das Grundstück ermittelten 

zulässigen Geschossfläche abgezogen und der Beitragsberechnung nicht zugrunde gelegt. 2Das gilt nicht 

für Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlos-

sen sind oder die bei der Berechnung der auf dem Grundstück zulässigen Geschossfläche ohnehin unbe-

rücksichtigt bleiben. 

(8) 1Bei bebauten Grundstücken im Außenbereich gilt als zulässige Geschossfläche die Geschossfläche der vor-

handenen Bebauung. 2Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu 

ermitteln. 3Kellergeschosse werden mit der vollen Fläche herangezogen. 4Dachgeschosse werden nur her-

angezogen, soweit sie ausgebaut sind. 5§ 20 Abs. 4 BauNVO gilt entsprechend. 6Die Geschossfläche der auf 

dem heranzuziehenden Grundstück vorhandenen Gebäude oder selbstständigen Gebäudeteile, die nach 

der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslösen, oder die 

nicht angeschlossen werden dürfen, wird nicht herangezogen. 7Das gilt nicht für Gebäude oder selbststän-

dige Gebäudeteile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. 8Ein zusätzlicher 

Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, 

soweit sich dadurch der Vorteil erhöht; insbesondere wenn durch einen späteren rechtsverbindlichen Be-

bauungsplan eine höhere als die nach Satz 1 bis 7 ermittelte Geschossfläche festgesetzt wird. 

(9) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeb-

lichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere 

- im Falle der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch 

keine Beiträge geleistet wurden, 

- wenn sich die zulässige Geschossfläche durch Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes oder 

durch Erlass oder Änderung einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB später vergrößert, für die zusätzli-

chen Flächen, 

- wenn die nach Abs. 1 bis Abs. 6 zulässige Geschossfläche tatsächlich oder nachträglich überschritten 

wird, 

- wenn sich durch eine nachträgliche Bebauung des Grundstücks im Rahmen der Anwendung des Abs. 1 

Sätze 6 bis 8 die der Beitragsberechnung zugrunde zulegende Grundstücksfläche vergrößert, 

- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes i. S. d. § 5 Abs. 7, wenn infolge der 

Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

§ 6 Übergangs-, Entstehens- und Anrechnungsregelung 

(1) 1Beitragstatbestände, die von dem Satzungsrecht vor Inkrafttreten dieser Satzung erfasst werden sollten, 

werden als abgeschlossen behandelt, soweit bestandskräftige Veranlagungen vorliegen. 2Wurden solche 

Beitragstatbestände nach den bislang geltenden Satzungen nicht oder nicht vollständig veranlagt oder 

sind Beitragsbescheide noch nicht bestandskräftig, dann erfolgt die Beitragserhebung nach der vorliegen-

den Satzung. 

(2) Für Grundstücke, die bereits vor Inkrafttreten dieser Satzung bestandskräftig veranlagt wurden oder hätten 

veranlagt werden sollen, entsteht die Beitragspflicht nach dieser Satzung erst mit Abschluss einer 
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Baumaßnahme oder Grundstücksflächenerweiterung, spätestens jedoch 20 Jahre nach Inkrafttreten dieser 

Satzung. 

(3) 1Für Vorteilslagen, die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, wird zur Bemessung des nach 

Art. 13 Abs. 1 Nr. 4 b) bb) 1. Spiegelstrich KAG verjährten Vorteils sowie der Höhe der aufgrund bestands-

kräftiger Veranlagungen als abgegolten zu betrachtenden Beitragstatbestände die Grundstücksfläche und 

die tatsächliche Geschossfläche zum 01.01.2013 herangezogen, es sei denn die bestandskräftig veranlagten 

Flächen übersteigen diese. ²Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschos-

sen zu ermitteln. ³Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 4Dachgeschosse werden nur herange-

zogen, soweit sie ausgebaut sind. 5Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nut-

zung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslösen oder die nicht angeschlossen 

werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich 

an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. 6Bei Frontmetergrundstücken sind Flächen, für die 

bereits Anschlussgebühren nach der Kanalordnung der Stadt Erlangen erhoben wurden, die aber nicht 

nach § 20 BauNVO auf die zulässige Geschossfläche anzurechnen sind, anzurechnen. 7Bei Grundstücken, für 

die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grundstücken 

wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 8Grundstücke, bei denen die 

zulässige oder die für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur ge-

werblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grund-

stücke im Sinn des Satzes 7. 

§ 7 Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 

a) je m² Grundstücksfläche 1,31 € 

b) je m² Geschossfläche 4,29 € 

(2) 1Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der Grundstückflä-

chenbeitrag nicht erhoben. ²Fällt diese Beschränkung weg, wird der Grundstückflächenbeitrag nacherho-

ben. 

§ 8 Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntmachung des Beitragsbescheides fällig. 

§ 8a Ablösung 

(1) 1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag errechnet 

sich nach dem nach dieser Satzung voraussichtlich entstehenden Herstellungsbeitrag. 

(2) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

II. Kanalbenutzungsgebühren 

§ 9 Gebührenerhebung 

1Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Gebühren, insbesondere Schmutzwasserge-

bühren und Niederschlagswassergebühren. 2Das Einrichtungsgebiet der Entwässerungsanlage ergibt sich aus § 

1 EWS. 
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§ 10 Schmutzwassergebühren 

(1) 1Die Schmutzwassergebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge des Schmutz-

wassers berechnet, das der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 

wird. 2Die Gebühr beträgt 1,92 € pro Kubikmeter Schmutzwasser. 

(2) Die Schmutzwassergebühr nach Absatz 1 wird auch für die Grundstücke erhoben, für die ein Anschluss- und 

Benutzungszwang nach § 5 der Fäkalschlammentsorgungssatzung der Stadt Erlangen – FES – besteht. 

(3) 1Als Schmutzwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus der 

Eigengewinnungsanlage (z.B. Brunnen, Zisternen) zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich 

auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, soweit deren Berücksichtigung 

rechtzeitig beantragt wurde und der Abzug nicht nach Abs. 5 ausgeschlossen ist. 2Die zugeführten Wasser-

mengen werden durch geeichte Wasserzähler ermittelt, die vom jeweiligen Betreiber der Wasserversor-

gungseinrichtung bzw. Eigengewinnungsanlage einzubauen sind. 3Sie sind von der Stadt zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch 

nicht angibt. 

(4) 1Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichti-

gen. 2Er ist grundsätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflich-

tige auf eigene Kosten fest zu installieren hat. 3Ist der Einbau besonderer Messeinrichtungen nicht möglich, 

kann der Nachweis über die abzugsfähige Wassermenge auf Kosten des Gebührenschuldners durch andere 

geeignete Beweismittel (z. B. Fachgutachten) erbracht werden. 4Der Betreiber einer Eigengewinnungsan-

lage ist verpflichtet, Veränderungen der Messeinrichtungen, Entfernen, Auswechseln und Einbau derselben, 

sowie Stilllegung und Wiederinbetriebnahme der Stadt unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 5Anträge zur 

Berücksichtigung abzugsfähiger Wassermengen können nur für die Zeit nach dem letzten Abrechnungszeit-

raum der Schmutzwassergebühren gestellt werden und müssen innerhalb der Rechtsmittelfrist des 

Schmutzwasser-Gebührenbescheides bei der Stadt eingehen; ansonsten entfällt die Vergünstigung für den 

abgerechneten Zeitraum. 

(5) Vom Abzug nach Abs. 4 sind ausgeschlossen 

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und 

b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 

(6) 1Für die Gebührenschuldner, die einen Garten von mindestens 100 m² unterhalten, bleibt auf Antrag eine 

Wassermenge von jährlich 10 m³ unberücksichtigt, soweit das Wasser für die Gartenbewässerung aus-

schließlich aus einer öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung bezogen wird. 2Ab einer Gartengröße von 

200 m² erhöht sich die unberücksichtigt bleibende Wassermenge auf jährlich 15 m³. 3Der Antragsteller hat 

in einer Planskizze, die mit den entsprechenden Abmessungen versehen ist, die Größe der Gartenfläche 

nachzuweisen. 4Abzüge nach Abs. 6 werden ab Antragstellung gewährt und gelten allgemein für die Dauer 

des jeweiligen Abrechnungszeitraumes. 5Wenn sich die Grundlagen für die Bemessung der unberücksichtigt 

bleibenden Wassermenge im Einzelfall nicht ändern, wird dies für die darauf folgenden Abrechnungszeit-

räume von Amts wegen berücksichtigt; eines erneuten Antrages bedarf es nicht. 6Die Inanspruchnahme der 

Gartenwasserpauschale gem. Abs. 6 schließt eine Berücksichtigung zurückgehaltener Wassermengen gem. 

Abs. 4 Satz 1 (Gartenwasserzähler) aus. 

§ 11 Niederschlagswassergebühr 

(1) 1Maßgeblich für den Anteil des jeweiligen Grundstücks an der Niederschlagswasserableitung in die Entwäs-

serungseinrichtung ist die reduzierte Grundstücksfläche. 2Diese ergibt sich, wenn die Grundstücksfläche 

mit dem für das Grundstück geltenden Gebietsabflussbeiwert multipliziert wird. 3Der 
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Gebietsabflussbeiwert stellt den im entsprechenden Gebiet durchschnittlich vorhandenen Anteil der be-

bauten und befestigten Flächen an der Gesamtgrundstücksfläche dar. 4Aufgrund dieser Satzung wird ver-

mutet, dass die so ermittelte Fläche der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche entspricht, von der 

aus Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird oder abfließt. 

(2) 1Der Gebietsabflussbeiwert beträgt für: 

Zone I: 0,2 

Zone II: 0,3 

Zone III: 0,45 

Zone IV: 0,6 

Zone V: 0,9 

2Der für das jeweilige Grundstück maßgebliche Gebietsabflussbeiwert ergibt sich aus den Eintragungen in 

der Gebietsabflussbeiwertkarte vom 10.12.2014 (Anlage 1), die Bestandteil dieser Satzung ist. 3Wird von 

einem Grundstück, das in einem Gebiet liegt, für das in der Gebietsabflussbeiwertkarte kein Gebietsabfluss-

beiwert festgesetzt ist, Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet, so wird der Ge-

bührenberechnung die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche zugrunde gelegt, von der aus Nieder-

schlagswasser eingeleitet wird oder abfließt; die Flächenermittlung erfolgt von Amts wegen, soweit der 

Gebührenschuldner keine geeigneten Nachweise erbringt. 4Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) 1Die Vermutung des Abs. 1 kann widerlegt werden, wenn nachgewiesen wird, dass die tatsächlich bebaute 

und befestigte Fläche, von der aus Niederschlagswasser in die Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird 

oder abfließt, um mindestens 20 % oder um mindestens 250 m² von der nach Abs. 1 ermittelten reduzierten 

Grundstücksfläche abweicht. 2Der Antrag des Gebührenschuldners, die Gebühren nach der tatsächlich be-

bauten und befestigten Fläche zu berechnen, ist bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist für den Gebührenbe-

scheid zu stellen. 3Anträge, die nach Ablauf der Widerspruchsfrist eingehen, werden ab dem Kalendermo-

nat berücksichtigt, der auf den Antragseingang folgt. 4Der Nachweis ist dadurch zu führen, dass der Antrag-

steller anhand einer Planskizze die einzelnen Flächen, von denen aus Niederschlagswasser eingeleitet wird 

oder abfließt, genau bezeichnet und ihre Größe angibt. 

(4) 1Für die Entscheidung sind die tatsächlichen Verhältnisse am 1.1. des Jahres, für das die Gebühr erhoben 

wird, oder, wenn die Gebührenpflicht erst im Laufe des Veranlagungszeitraums entsteht, die Verhältnisse 

zu Beginn der Gebührenpflicht maßgebend. 2Die tatsächlich bebaute und befestigte Grundstücksfläche 

bleibt auch für künftige Veranlagungszeiträume so lange Gebührenmaßstab, bis sich die Verhältnisse um 

mind. weitere 10 % oder 50 m2 der zuletzt veranlagten Fläche ändern und ein erneuter Änderungsantrag 

gestellt wird. 3Absatz 3 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 4Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(5) Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,77 € pro m² pro Jahr. 

§ 12 Starkverschmutzungsgebühr 

(1) Wenn durch Messung festgestellt wird, dass bei industriellen und gewerblichen Abwässern die Reinigung in 

der Kläranlage im Vergleich zum häuslichen Abwasser Mehrkosten verursacht, wird ein Starkverschmut-

zungszuschlag erhoben. 

(2) Die Höhe des Starkverschmutzungszuschlages errechnet sich aus den für die Reinigung in der Kläranlage 

ermittelten Mehrkosten. 

(3) Für die Erhebung eines Starkverschmutzungszuschlages sind mit den jeweiligen Einleitern Sondervereinba-

rungen abzuschließen. 

(4) Ein Starkverschmutzungszuschlag kann nur dann erhoben werden, wenn die eingeleitete Abwassermenge 

10.000 m³ pro Jahr übersteigt. 
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§ 13 Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Schmutzwassergebühr entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die Entwässerungsanlage. 

(2) 1Die Niederschlagswassergebühr entsteht erstmals mit Beginn des Kalendermonats, der auf den Zeitpunkt 

der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt, in Höhe eines Zwölftels der Jahresgebühr. 2Der Ka-

lendermonat wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 3Im Übrigen entsteht die Niederschlags-

wassergebühr mit dem Beginn eines jeden Monats in Höhe eines Zwölftels der Jahresgebühr. 4Die Gebüh-

renschuld endet mit dem letzten Tag des Monats, in dem das Grundstück von der städtischen Entwässe-

rungsanlage abgetrennt wird. 

§ 14 Gebührenschuldner 

(1) 1Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grund-

stücks oder dinglich zur Nutzung des Grundstücks berechtigt ist (z. B. Erbbauberechtigte, Nießbraucher). 
2Gebührenschuldner ist auch der schuldrechtlich zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte (z. B. Mieter, 

Pächter). 3Eine Vereinbarung, wonach ein Mieter oder Pächter die Verpflichtung zur Bezahlung der Gebüh-

ren übernimmt, befreit den Eigentümer des Grundstücks oder den dinglich zur Nutzung des Grundstücks 

Berechtigten nicht von der Gebührenschuld. 4Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem 

Grundstück befindlichen Betriebes oder, wer außerhalb einer Grundstücksentwässerungsanlage in die 

städtische Entwässerungsanlage einleitet. 

(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

(3) Bei Grundstücken, die im Teil- oder Wohnungseigentum i. S. des geltenden Wohnungseigentumsgesetzes 

stehen, können die Gebühren einheitlich festgesetzt und der Gebührenbescheid dem Verwalter des Teil- 

bzw. gemeinschaftlichen Eigentums bekannt gegeben werden. 

(4) Die Schmutzwasser- und Niederschlagswassergebühren für Gebührenschuldner nach Abs. 1 Satz 1 sind 

grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (Art. 8 

Abs. 8 Kommunalabgabengesetz). 

§ 15 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) 1Die Schmutzwassereinleitung wird jährlich abgerechnet und die Schmutzwassergebühr wird einen Monat 

nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 2Auf die Gebührenschuld sind zehn Vorauszahlungen in Höhe ei-

nes Zehntels des Jahresverbrauchs der Vorjahresabrechnung zu leisten. 3Fehlt eine solche Vorjahresab-

rechnung, so setzt die Stadt die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung 

fest. 4Die Vorauszahlungen werden zu den im Vorauszahlungsbescheid angegebenen Zeitpunkten fällig. 

(2) Die Niederschlagswassergebühr wird per Dauerbescheid festgesetzt und ist für das laufende Abrechnungs-

jahr im Voraus mit je einem Viertel des Jahresbetrages fällig am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. No-

vember, frühestens einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides. 

(3) 1Die aus einer Eigengewinnungsanlage bezogene Wassermenge wird nach dem Verbrauch in dem Zeitraum 

zwischen dem 01. Januar und dem 31. Dezember festgestellt, wenn ein zusätzlicher Wasserbezug aus einer 

öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung nicht erfolgt. 2Der Gebührenschuldner hat diese Wassermenge 

bis zum 01. Februar des folgenden Jahres der Stadt mitzuteilen. 3Liegt gleichzeitig ein Wasserbezug aus 

einer öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung vor, sind die Zählerstände an dem Tag, an dem das Was-

serversorgungsunternehmen seine Zählerstände abliest, ebenfalls abzulesen und mitzuteilen. 4Die Mengen 

sind in diesem Fall innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Abrechnung des jeweiligen Wasserver-

sorgungsunternehmens der Stadt mitzuteilen. 

(4) 1Alle übrigen Gebühren nach dieser Satzung werden durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Be-

kanntgabe fällig. 2In besonderen Fällen kann die Stadt die Abrechnung abweichend von den Absätzen 1 bis 

3 regeln. 
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§ 16 Gebühren bei Einleitung von Grundwasser 

(1) 1Für die Einleitung von Grundwasser aus Baustellen in die Entwässerungsanlage erhebt die Stadt Erlangen 

Gebühren zu dem in § 10 Abs. 1 Satz 2 festgelegten Satz. 2Die Einleitungsmenge ergibt sich aus den Auf-

zeichnungen über Art und Umfang der Grundwassereinleitung, die der Gebührenschuldner nach einem bei 

der Stadt erhältlichen Formblatt laufend zu führen und nach Beendigung der Einleitung unverzüglich zu-

rückzugeben hat. 3Dauert die Einleitung jeweils über den 31.12. eines Jahres hinaus, ist das Formblatt zu 

diesem Zeitpunkt abzuschließen. 4Die Einleitungsmenge ab 1.1. des Folgejahres ist in einem jeweils neuen 

Formblatt festzuhalten. 5Die Gebührenschuld entsteht mit der Einleitung. 

(2) 1Gebührenschuldner ist der Inhaber der Einleitungsgenehmigung. 2Je nach Dauer der voraussichtlichen 

Einleitung kann die Stadt die Genehmigung davon abhängig machen, dass Bauherr, Grundstückseigentü-

mer oder Erbbauberechtigter die gesamtschuldnerische Haftung für die Gebührenschuld übernehmen. 3Bei 

Fehlen einer Einleitungsgenehmigung haftet derjenige, der einleitet. 

III. Gemeinsame Regelungen 

§ 17 Amtshandlungsgebühren, Untersuchungsgebühren 

(1) Die Stadt erhebt für Amtshandlungen aufgrund dieser Satzung und der Satzung für die öffentliche Entwäs-

serungsanlage der Stadt Erlangen (Entwässerungssatzung – EWS) Kosten (Gebühren und Auslagen). 

(2) 1Die Höhe der Gebühr bemisst sich nach dem dieser Satzung beiliegenden Kostenverzeichnis (Anlage 2), 

das Bestandteil dieser Satzung ist. 2Für Amtshandlungen, die nicht in der Anlage enthalten sind, wird eine 

Gebühr erhoben, die nach einer im Kostenverzeichnis zur Satzung über die Erhebung von Verwaltungskos-

ten für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis der Stadt Erlangen (Kostensatzung) in der jeweils gel-

tenden Fassung bewerteten vergleichbaren Amtshandlung zu bemessen ist. 3Fehlt eine vergleichbare Amts-

handlung, so wird eine Gebühr von 5 bis 25.000 € erhoben. 

(3) Für die Untersuchung von Abwasserproben aus privaten, gewerblichen und industriellen Abscheide- oder 

Abwasserreinigungsanlagen oder deren Messschächten und sonstigen Entnahmestellen der Grundstück-

sentwässerungsanlage werden, sofern zulässige Werte überschritten werden, Untersuchungsgebühren ge-

mäß Gebührenverzeichnis zu § 2 Abs. 1 Umweltgebührenordnung (UGebO) in der jeweils geltenden Fas-

sung erhoben. 

§ 18 Gesonderte Abmachungen 

Geht die Benutzung der Entwässerungsanlage über die Bestimmungen der in §§ 1 - 16 getroffenen Regelungen 

hinaus, so wird die Höhe des öffentlich-rechtlichen Entgelts in einer gesonderten Vereinbarung mit dem An-

tragsteller geregelt. 

§ 19 Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für die Höhe der Abgabe maßgebliche Verän-

derungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vor-

lage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 

§ 20 Inkrafttreten 

1Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die bisherige Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Erlangen vom 03.11.2014 (Die amtlichen Seiten Nr. 24 

vom 20.11.2014; Berichtigung in Die amtlichen Seiten Nr. 25 vom 04.12.2014 und Nr. 26 vom 18.12.2014, zuletzt 

geändert in Die amtlichen Seiten Nr. 25 vom 10.12.2020) außer Kraft. 
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Anlage 2 (Anlage zu § 17 Abs. 2) 

Kostenverzeichnis zu § 17 Abs. 2 

Nr. Gegenstand Höhe der Gebühr 

1. Erteilung einer Zulassung der Grundstücksentwäs-

serungsanlage gemäß § 10 Abs. 2 EWS 

1 v. T. der Baukosten des gesamten Bauvorhabens, 

mindestens 150 € 

können Baukosten nicht zugrunde gelegt werden 100 

bis 5.000 € 

2. a) Änderung einer bereits nach Nr. 1 zugelassenen 

Entwässerungsanlage 

50 v. H. der Gebühr nach Nr. 1, 

mindestens 75 € 

 b) bei unwesentlichen Änderungen 50 € 

 


